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Von:
Gesendet: Freitag, 28. Februar 2025 08:06
An:
Betreff: Bebauungsplan „Solarpark Sieben Morgen“, Gemeinde Schöntal; frühzeitige 

Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB; Ihre Mail vom 16.01.2025
Anlagen: Standard_BSK_FFPV_Anlagen.pdf

Unser Zeichen: 50.4/621.49-2024-00450/vs 
 
Sehr geehrt
wir bedanken uns für die Fristverlängerung und nehmen zur Planung wie folgt Stellung: 
 
1. Immissionsschutz 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
In jedem Solarpark wird mindestens eine TrafostaƟon errichtet, die in der Regel ester- bzw. ölgekühlte Trafos enthält. 
Dies ist auch im TexƩeil als Art der baulichen Nutzung festgesetzt.  
Wir empfehlen diesen Aspekt auch im Umweltbericht unter den Schutzgütern Boden und/oder Wasser zu betrachten 
oder als Hinweis in den TesƩeil aufzunehmen.  
Wir empfehlen zu vermerken, dass die Trafos jeweils mit einer ausreichend dimensionierten und beständigen 
Auffangwanne entsprechend den Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) ausgerüstet sind, die das Auslaufen wassergefährdender Flüssigkeiten wirksam 
verhindert. Die Auffangwanne wird so groß bemessen, dass die gesamte Ölinhaltsmenge aufgenommen werden kann. 
Damit liegt auch gleich die Beurteilungsgrundlage vor, dass keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
 
Hinweis für den späteren Bauantrag: 
Wenn es sich nicht um Gießharz- sondern um ester- bzw. ölgekühlte Trafos handelt, sollten mit dem Bauantrag noch 
folgende Fragen beantwortet und entsprechende Unterlagen zu den TrafostaƟonen vorgelegt werden: 
a)            Ölmenge (m³ und kg) des jeweiligen Trafo 
b)            Wassergefährdungsklasse (WGK) des Öls 
c)            Dimensionierung der Auffangwanne des einzelnen Trafos 
d)            Erfüllt die Auffangwanne die Dichtheits- und Beständigkeitsanforderungen der AwSV 
 
2. WasserwirtschaŌ 
Im Hinblick auf den Grundwasserschutz regen wir an, folgenden Hinweis in die schriŌliche Festsetzungen zu 
übernehmen: 

- Bei Gründungen im Einflussbereich von Grundwasser (gesäƫgte Zone sowie 
Grundwasserschwankungsbereich) sind verzinkte Stahlprofile, -rohre und Schraubanker aus Sicht des 
Allgemeinen Grundwasserschutzes nicht zulässig. 

 
3. Bodenschutz 
Für die Belange des Bodenschutzes regen wir an, folgende Hinweise in der textlichen Festsetzung unter Ziffer III. 
Hinweise „4. Bodenschutz“ zu ergänzen: 

- MuƩerboden, der beim Bau anfällt, ist in maximal 2 Meter hohen Mieten zu lagern. 
- Bei erforderlichen GeländeaufschüƩungen innerhalb des Baugebiets darf der MuƩerboden des Urgeländes 

nicht überschüƩet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für Auffüllungen ist ausschließlich 
Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. UnnöƟges Befahren oder Zerstören von MuƩerboden auf 
verbleibenden Flächen ist nicht zulässig.  

- Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit 
dem Boden zu achten. Jegliche Bodenbelastung ist auf das unvermeidliche Maß zu reduzieren. 

- Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit 
Bodenmaterial auszuschließen sind. 

- Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 einzuhalten. 
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- Nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) ist bei Vorhaben von mehr als 0,5 
Hektar, bei denen insbesondere durch Abgrabungen, AufschüƩungen, Auffüllungen, Versiegelungen und 
Teilversiegelungen auf natürliche Böden eingewirkt wird, durch den Vorhabenträger für die Planung und 
Ausführung des Vorhabens ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. Bei Vorhaben von mehr als 1 Hektar kann, 
eine Bodenkundliche Baubegleitung verlangt werden. Bedarf das Vorhaben einer behördlichen Zulassung, ist 
das Bodenschutzkonzept bei der Antragstellung vorzulegen. Sollte ein Vorhaben zulassungsfrei sein, muss das 
Konzept sechs Wochen vor Beginn dem Landratsamt vorliegen. 

Wir weisen darauf hin, dass für die Erstellung des genannten Bodenschutzkonzeptes das beigefügte Dokument 
„Standard-BSK für FFPV-Anlagen“ des Regierungspräsidiums StuƩgart zu beachten ist. 
 
4. Baurecht 
In Ziffer I Nummer 1.1 der textlichen Festsetzung wird aufgeführt, dass nach Nutzungsende der PV-Anlage die Fläche 
der landwirtschaŌlichen Nutzung zurückzuführen ist. Da nach Nutzungsende der Zweck des Bebauungsplanes enƞällt, 
ist dieser grundsätzlich aufzuheben. Eine Festsetzung zur weiteren Nutzung ist deshalb nicht erforderlich. 
Unter Ziffer I die Nummer 2.1 der schriŌlichen Festsetzung sind auch die befesƟgten Um- und Zufahrten (z.B. 
Rasenpflastersteine) der GRZ anzurechnen. 
 
5. LandwirtschaŌsamt 
Wir gehen davon aus, dass Eingriffe in den Naturhaushalt innerhalb des Bebauungsplangebietes ausgeglichen werden 
können.  
 
6. Abfallrecht  
Im TexƩeil sind bisher keine Aussagen zum Abfallrecht enthalten. Wir regen an, in den Unterlagen folgende Hinweise 
zu ergänzen:  

- Gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ist bei der Planung darauf zu achten, dass anfallender Bodenaushub vor Ort 
verwendet wird und auf einen Erdmassenausgleich ist hinzuwirken. 

- Sollte bei Vorhaben im Rahmen dieses BBP mehr als 500 m³ Erdaushub entstehen, ist ein 
Abfallverwertungskonzept vorzulegen, vgl. § 3 Abs. 4 LKreiWiG. 

 
7. Naturschutz 
Artenschutz  
Wie unter Ziffer 7.2 der Begründung beschrieben, wird eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung die aktuell 
vorkommenden Tier -und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und der in BW brütenden europäischen 
Vogelarten geprüŌ. Hier weisen wir auf Feldvögel hin und gehen im Hinblick auf den Untersuchungsraum von einem 
Umgebungsgebiet von mind. 200 m aus.  
 
Unter Ziffer I Nummer 4.4 und Ziffer II Nummer 2 der textlichen Festsetzung soll bei der Einfriedung mit 
Zaunelemente von natürlichen Grüntönen abgesehen werden, nachdem alle anderen Elemente in grau/antraziƩönen 
gehalten werden. 
In Ziffer I Nummer 5.1 empfehlen wir die Entwicklung von extensivem Grünland mit einer zweimal jährlichen Mahd 
oder alternaƟv einer Beweidung mit Nachmahd. 
 
8. Straßenbauamt 
Unter der Ziffer 7.5 der Begründung wird die Blendwirkung auf Bebauung ausgeschlossen, hier sollen entsprechend 
Aussagen zur Blendwirkung auf Straßen ergänzt werden.  
Zusätzlich weisen wir darauf hin, wenn die Zufahrt über Feldwege erfolgt und diese durch Z 250 oder Z 260 gesperrt 
sind, eine Ausnahme über das Befahren der gesperrten Wege durch das Straßenverkehrsamt erforderlich wird. 
Wegen der südlich liegenden Bab A 81 gehen wir davon aus, dass die Autobahn GmbH am Verfahren beteiligt wird. 
 
9. Weitere beteiligte Stellen   
Am Verfahren wurde ferner das Denkmalamt, das Flurneuordnungsamt, das Straßenbauamt, Forst- und 
Vermessungsamt beteiligt. Belange sind nicht betroffen oder wurden berücksichƟgt. Es bestehen keine weiteren 
Anforderungen an die Planung. 
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Inhalt für Bodenschutzkonzepte (BSK) bei Freiflächenphotovoltaikanlagen 
(FFPV) 
 
 
Vorhabenbeschreibung 
 

- Geographische Lage  
- Bisherige Nutzung 
- Flächengröße 
- Anlagentyp 
- Übersichtslageplan / Luftbild 

 
 
Bodeninventar – Verdichtungs- und Erosionsempfindlichkeit 
 

- Auswertung Bodeneigenschaften, z.B. anhand der Bodentypen der Bodenkarte BK 1 : 
50.000 (LGRB, s. https://maps.lgrb-bw.de) oder nach Daten der Bodenschätzung 

- Einstufung der Verdichtungsempfindlichkeit, Erosionsempfindlichkeit und Verschläm-
mungsneigung 

- Angaben zu Mächtigkeiten anhand Daten LGRB (Quelle s.o.) 
- Auszug aus der BK 50 (Quelle s.o.) 

 
 
Potenzielle Auswirkungen des Vorhabens 
 
Insbesondere 

- Verdichtung durch Befahrung mit Angabe zu Hauptfahrwegen 
- Verdichtung durch Anlage von Baustelleneinrichtungsflächen 
- Versiegelung durch Trafo und Gebäude 
- Kabelgräben, sonstige Abgrabungen, Aufschüttungen 
- Plan mit Darstellung Modulflächen, Kabelgräben, Trafostation, Materialbereitstellungs-

flächen, Hauptfahrwege zur Materialverteilung, Zuwegung für Schwerlastbefahrung 
 
 
Bodenschutzmaßnahmen  
 
Insbesondere 

- Vorbereitende Maßnahmen (Etablierung Grünland)  
- Festlegung Befahrungsgrenzen in Abhängigkeit Bodenfeuchte auf nicht durch Last-

verteilungsplatten geschützten Flächen 
- Einsatz von Lastverteilungsplatten oder Anlegen von temporären Baustraßen aus 

mineralischen Schüttungen auf Fahrwegen für Schwerlast und Materialanlieferung  
- temporäre Befestigung der Lagerflächen 
- Anlage von Kabelgräben: Ausbau, Lagerung, Rückverfüllung, Rekultivierung  
- Einplanung von Pufferzeiten 
- Nachsorgende Maßnahmen: Beseitigung von Verdichtungen, Nachsaat.  
- Bodenschutzplan mit zeichnerischer Darstellung der Maßnahmen  

 
 
Es wird empfohlen, die bei Vorhaben typische Antragsberatung mit der zuständigen 
Bodenschutz- und Genehmigungsbehörde wahrzunehmen. 
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Standard-Beispiel für Bodenschutzkonzepte (BSK) bei Freiflächenphotovoltaik-
anlagen (FFPV) 

Vorbemerkung: 

Um Vorhabenträgern, Projektierern, Ingenieurbüros und Bodenschutz- und Altlasten-
behörden zu veranschaulichen, wie ein BSK auf der Grundlage des Hinweispapiers der 
höheren Bodenschutzbehörden vom 06.02.2023 für FFPV-Anlagen konkret gestaltet 
werden kann, wird im Folgenden ein Standard-BSK vorgestellt. Dieses BSK beruht auf 
Erfahrungen bisher geplanter und umgesetzter FFPV-Vorhaben. Diese betreffen in den 
meisten Fällen Böden unter ackerbaulicher Nutzung, deren Verdichtungsempfindlich-
keit, Erodierbarkeit und Verschlämmungsneigung nicht zu vernachlässigen sind, da-
rüber hinaus jedoch keine Eigenschaften aufweisen, die eine besondere Vorgehens-
weise erfordern würden. 

Neben dem eigentlichen BSK werden in Kursivschrift Zusatzinformationen gegeben, 
welche die Hintergründe der Inhalte und Vorgehensweisen erklären, aber auch darauf 
hinweisen, unter welchen Konstellationen der hier vorgestellte Standard nicht aus-
reicht. Für die geforderten Schutzmaßnahmen werden, ebenfalls in Kursivschrift, Alter-
nativen aufgezeigt, die im Einzelfall den Schutzzweck noch in ausreichendem Maße 
erfüllen können. 

Die Erstellung eines BSK erfordert grundsätzlich bodenkundlichen Sachverstand und 
Erfahrung zur Interpretation der online verfügbaren oder ggf. selbst im Rahmen eines 
Baugrundgutachtens erhobenen Informationen. Dabei ist es unerheblich, ob ein BSK 
als eigenständiges Gutachten mit den Antragsunterlagen vorgelegt wird oder als Kapi-
tel beispielsweise innerhalb eines LBP. 

Bodenschutzkonzept (Standard) 

Vorhabenbeschreibung 

Die Freiflächenphotovoltaikanlage (FFPV) der XY GmbH soll östlich der Gemeinde G 
im Gewann Voltäcker auf den Flrst. 1234 und 1235 errichtet werden. Die Anlage um-
fasst eine Gesamtfläche von 21 ha. Die beiden Flurstücke werden bislang als Acker-
fläche genutzt. Bei der FFPV-Anlage handelt es sich um aufgeständerte Module mit 
einer max. Höhe von 2 m. Die verzinkten Stahlständer werden eingerammt. Für die 
Umwandlung des erzeugten Gleichstroms wird ein Transformator am nördlichen Rand 
der Anlage, nahe eines asphaltierten Weges errichtet. 

 
Abbildung 1: Übersichtslageplan mit geplantem Standort 

Voltäcker 
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Erläuterung: 

Die Beschreibung des Vorhabens aber auch die Entwicklung von Maßnahmen setzen 
voraus, dass der Ersteller des BSK möglichst frühzeitig in die Planung eingebunden 
wird. Erkennt der Ersteller mögliche Risiken, kann er rechtzeitig auf diese hinweisen 
und Einfluss auf die Planung nehmen, um Probleme im Rahmen der Realisierung gar 
nicht erst entstehen zu lassen. 

Bodeninventar – Verdichtungs- und Erosionsempfindlichkeit 

Nach der BK 50 sind im Plangebiet keine Böden vorhanden, die eine geringe Verdich-
tungsempfindlichkeit aufweisen, so dass auf allen Flächen witterungsabhängig mit Ver-
dichtungen zu rechnen ist. Verdichtungsempfindlichkeit, Erodierbarkeit und Verschläm-
mungsneigung sind Tabelle 1 zu entnehmen.  

Die Auswertung zeigt, dass keine besonderen Maßnahmen zu ergreifen sind, wie sie 
z.B. bei Grundwasserböden oder Mooren notwendig wären. Andererseits liegen auch 
keine Verhältnisse vor, welche Abstriche von den im Folgenden vorgeschlagenen Maß-
nahmen erlauben würden, wie es beispielsweise bei sehr flachgründigen Böden oder 
bei Sanden der Fall wäre. 

 

Tabelle 1: Auswertung der BK 50 zur Verdichtungsempfindlichkeit und Erodierbarkeit 

Kartiereinheit*  
Verdichtungs-
empfindlichkeit** 

Erodier-
barkeit* 

Verschlämmungs-
neigung***  

g19 
Pararendzina aus Lettenkeuper-
Fließerde über Mergel- und  
Dolomitstein 

hoch 
sehr gering 
bis mittel 

gering 

g34  
Parabraunerde und Parabraun-
erde-Braunerde aus Lösslehm 
und Fließerden 

hoch hoch mittel 

g39  
pseudovergleyte Parabraunerde 
aus lösslehmreichen Fließerden 

hoch 
mittel bis 

hoch 
mittel 

* nach BK 50; ** bei feuchten (Boden-) Verhältnissen nach DIN 19639; *** nach BK 50 i.V.m. KA5 
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Abbildung 2: Auszug aus der BK50 

Erläuterung: 

Die Informationen, die aus der Bodenkarte 1 : 50.000 (BK 50) des LGRB in Verbindung 
mit der KA5 und der DIN 19639 gewonnen werden können, sind in den meisten Fällen 
trotz des kleinen Maßstabs ausreichend. Auf eine zusätzliche Bodenkartierung kann 
daher in der Regel verzichtet werden. Dies gilt jedoch nur, wenn aufgrund dieser Infor-
mationen sicher ausgeschlossen werden kann, dass keine besonders sensiblen Berei-
che vorliegen, wie beispielsweise Grundwasserböden, stark staunasse oder moorige 
Bereiche, die eine besonders hohe Verdichtungsempfindlichkeit aufweisen. Sollte dies 
der Fall sein, kann im Einzelfall nicht auf eigene Bohrstocksondierungen verzichtet wer-
den, um derartige Risikobereiche exakt zu erfassen und abzugrenzen. 

Unabdingbar ist eine Ortsbegehung durch den Ersteller des BSK, möglichst mit dem 
Planungsverantwortlichen und dem Bewirtschafter, um die Informationen aus der BK50 
zu verifizieren und mögliche Besonderheiten des Standorts und der Planung zu identi-
fizieren.  

Potentielle Auswirkungen des Vorhabens 

Verdichtungen 

Auf der gesamten Fläche des Vorhabens kann es durch die Befahrung zu Bodenver-
dichtungen und Gefügestörungen kommen. Dies ist insbesondere dann zu befürchten, 
wenn Befahrungen bei zu feuchten Bodenverhältnissen stattfinden und in Bereichen, 
die mit schwerem Gerät oder häufig befahren werden. Dies gilt für die Fahrwege für die 
Materialverteilung zwischen den Modulreihen, die Materiallagerflächen und den Trans-
portweg für die Trafostation (Schwerlast). Letzterer wird aufgrund der Lage jedoch nur 
auf einer kurzen Strecke auf gewachsenem Boden ausgeführt. 

 

g19 

g34 

g39 

Voltäcker 
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Versiegelung 

Durch Versiegelung gehen die natürlichen Bodenfunktionen vollständig verloren. Dies 
beschränkt sich jedoch auf die Errichtung der Trafostation, die mit ca. 100 m² als ver-
nachlässigbar angesehen werden kann. 

Abgrabungen 

Abgrabungen erfolgen ausschließlich zur Erstellung der Leitungsgräben. Hier kann es 
zu Gefügeschädigungen und Vermischung von Ober- und Unterbodenmaterial kom-
men. 

Bewertung 

Im Vordergrund steht somit die Gefahr der Bodenverdichtung. Diese führt zu einer Ver-
ringerung des Porenvolumens und damit zu einer Verringerung der Infiltration und der 
Wasserspeicherfähigkeit. Damit erhöht sich das Risiko des schnellen Wasserabflusses 
und der Erosion gerade bei Starkregenereignissen und kann neben Bodenverlusten 
auch das Hochwasserrisiko erhöhen. Die im Folgenden gelisteten Maßnahmen haben 
daher alle das Ziel Verdichtungen zu vermeiden, um die Funktion der Böden als Aus-
gleichskörper im Wasserkreislauf und die natürliche Bodenfruchtbarkeit für eine fol-
gende landwirtschaftliche Nutzung zu erhalten. 

Erläuterung: 

Bislang spielten Abgrabungen zur Geländemodellierung im Rahmen von FFPV-Vorha-
ben keine Rolle. Sollte dies im Einzelfall geplant sein, wäre das hier vorgestellte Stan-
dard-BSK nicht ausreichend. Sowohl die Datenerhebung, wie beispielsweise die 
exakte Kartierung der Oberboden- und Unterbodenmächtigkeiten, als auch die Maß-
nahmenkonzeption, wie z.B. Vorgaben zum Bodenmanagement, wären in derartigen 
Fällen unabdingbar.  

Bodenschutzmaßnahmen 

Begrünung (vorbereitend) 

Vor der Errichtung der Anlage wird eine möglichst früh räumende Feldfrucht, wie bei-
spielsweise Gerste oder Weizen angebaut, damit bereits nach deren Ernte eine erfolg-
versprechende Grünlandeinsaat erfolgen kann. Nach der Ernte wird eine Bodenbear-
beitung und eine Saatbettbereitung für eine Grünlandansaat vorgenommen.  

Da das Gros der Fläche von Böden eingenommen wird (Pararendzinen), die gerade, 
wie hier in Südhanglage, trockene Standorte darstellen, wird die Begrünung mit einer 
entsprechenden Saatgutmischung vorgenommen. Die Ansaat wird mit einer handels-
üblichen Grünlandmischung erfolgen, die für eher trockene Standorte und extensive 
Nutzung ausgelegt ist. 

Vor Ausführung der Baumaßnahmen erfolgen zur Förderung der Bestockung des 
Grünlands zwei Schnitte. 
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Erläuterung: 

Um Verdichtung und Erosion zu vermeiden, ist eine geschlossene Pflanzendecke und 
eine intensive Durchwurzelung von ausschlaggebender Bedeutung. Soweit irgend 
möglich, sollte daher bereits ein Jahr vor Beginn der Baumaßnahmen die Grünlandan-
saat erfolgen, damit zu Baubeginn eine möglichst bodendeckende, stabile und tragfä-
hige Grasnarbe ausgebildet ist.  

Alternative: 

s. Behandlung der Fahrwege 

Befahrung 

Grundsätzlich darf die Fläche in Abhängigkeit der Bodenfeuchte nur mit Maschinen 
befahren werden, deren Bodenpressung den Vorgaben der DIN 19639 entsprechen.  

Die Grenzen von Bodenfeuchte und Pressung können dem Nomogramm der DIN 
19639, Anhang A entnommen werden. 

Ausgeschlossen ist eine Befahrung unterhalb einer Saugspannung von 12,4 cbar, was 
einer Konsistenz von steif bis plastisch (ko3) entspricht (DIN 19639 Tab. 2).  

Eine Befahrung mit Radfahrzeugen auf der Fläche außerhalb der vorhandenen Wege 
und der Materialbereitstellungsflächen wird ausgeschlossen. Die Verteilung des Mate-
rials (Ständer, Module, Kabel) erfolgt mit leichten Fahrzeugen mit Kettenlaufwerken. 
Entsprechende Fahrzeuge werden auch zum Einrammen der Stahlständer verwendet. 
Damit ist gewährleistet, dass die Fläche nur mit Fahrzeugen mit geringer Flächenpres-
sung befahren wird. 

Die Ermittlung der Befahrbarkeit erfolgt nach der DIN 19639 Tab. 2 durch eine fach-
kundige Person mittels Ausrolltest und wird durch diese dokumentiert. Die Ermittlung 
wird durchgeführt, wenn der Verdacht besteht, dass die Böden aufgrund der Boden-
feuchte nicht befahrbar sind, was regelmäßig z.B. nach stärkeren oder länger 
anhaltenden Niederschlagsereignissen anzunehmen ist. 

Erläuterung: 

Der Ausrolltest ist eine gängige bodenkundliche Methode, dessen Anwendung boden-
kundlichen Sachverstand und Erfahrung voraussetzt. Wird ein Vorhaben durch eine 
ökologische Baubegleitung überwacht und verfügt diese über den nötigen bodenkund-
lichen Sachverstand und die notwendige Erfahrung, kann die Befahrbarkeit von dieser 
beurteilt werden. 

Alternative: 

Mit dem Einsatz von Tensiometern anstelle des Ausrolltests kann die Saugspannung 
ermittelt werden, die ebenfalls Auskunft über die Befahrbarkeit gibt (> 12,4 cbar). Auch 
die Handhabung von Tensiometern setzt bodenkundlichen und technischen Sachver-
stand voraus und erfordert i.d.R. mehr Zeit als ein schnell und ad-hoc durchzuführender 
Ausrolltest, sofern die entsprechende Erfahrung vorhanden ist. 
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Einplanung von Pufferzeiten 

Im Projektablauf sind insgesamt 6 Wochen Montagearbeiten vorgesehen. In Zeiten mit 
zu hoher Bodenfeuchte werden vorrangig diese Arbeiten ausgeführt, so dass die Flä-
che nur bei geringer Bodenfeuchte befahren werden muss. 

Behandlung der Fahrwege 

Soweit es sich bei den Materialanlieferungswegen um unbefestigte Wiesenwege han-
delt, wie es auch für die Zuwegung zur Trafostation (vgl. Bodenschutzplan) der Fall ist, 
werden diese mit Lastverteilungsplatten (Baggermatten) belegt. Insgesamt werden 
Lastverteilungsplatten für eine Wegstrecke von insgesamt 710 m eingeplant und in der 
Ausschreibung berücksichtigt. 

Materialverteilungswege zwischen den Modulreihen können ohne weitere Maßnahmen 
befahren werden, wenn die Bodenfeuchte die oben genannten Voraussetzungen nach 
DIN 19639 einhält. Sollten witterungsbedingt Arbeiten auch bei feuchteren Bodenver-
hältnissen durchgeführt werden müssen, werden auch hier soweit technisch möglich 
Lastverteilungsplatten eingesetzt. Wo dies aufgrund der Topographie (südlicher und 
südwestlicher Bereich) wegen Rutschgefahr nicht möglich ist, wird eine Befahrung un-
terlassen und trockene Bodenverhältnisse abgewartet. 

Erläuterung: 

Wie bereits unter „Begrünung“ ausgeführt, ist eine gut entwickelte Grasnarbe von aus-
schlaggebender Bedeutung und Voraussetzung für eine Befahrung der Verteilungs-
wege ohne weitere Maßnahmen. 

Alternative: 

Kann die Grünlandansaat nicht frühzeitig erfolgen (rund 1 Jahr vor den Bauarbeiten) 
oder / und hat sich die Grasnarbe nur unzureichend und mit erheblichen Fehlstellen 
entwickelt, kann eine Befahrung dennoch erfolgen, wenn auf den Hauptfahrwegen zur 
Verteilung und Rammung der Stützen und Anlieferung der Solarmodule Lastvertei-
lungsplatten verlegt werden. Diese sollen nicht nur die Verdichtungsgefahr minimieren, 
sondern auch die weitere Schädigung des lückigen Grasbestandes verhindern. Schä-
den und Lücken in der Grasnarbe leisten bei Niederschlägen während und nach den 
Bauarbeiten dem Oberflächenabfluss und damit der Erosion zusätzlich Vorschub.  

Alternativ zu Lastverteilungsplatten können auch temporäre Baustraßen aus 
mineralischen Schüttungen angelegt werden. 
 

Alternative: 

Handelt es sich um flachgründige Böden mit einer tragfähigen Gesteinsschicht unter-
halb des Oberbodens, so kann auf Lastverteilungsplatten auf den Hauptfahrwegen ver-
zichtet werden, wenn der Oberboden abgehoben und zur späteren Wiederandeckung 
fachgerecht zwischengelagert wird. In diesen Fällen kann ohne weitere Maßnahmen 
direkt auf der anstehenden Gesteinsschicht auch mit Radfahrzeugen gefahren werden. 
Dies gilt nicht für die Materialverteilungswege zwischen den Modulen – hier ist, wie 
bereits ausgeführt, eine frühzeitige Grünlandansaat vorzunehmen. 
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Lagerflächen 

Die Lagerfläche von 700 m² im Norden, angrenzend an das Ohmsträßle, auf der auch 
die Trafostation errichtet wird, wird im Teilbereich der Trafostation dauerhaft mit einem 
wassergebundenen Belag befestigt. In diesem Bereich wird der Oberboden entfernt, 
und direkt auf die nördlich des Ohmsträßles befindlichen Ackerfläche zur Bodenver-
besserung aufgetragen. Auf dem restlichen Teil dieser Fläche sowie auf den übrigen 
Lagerflächen wird auf den anstehenden Oberboden nach einer Vliesabdeckung eine 
40 cm mächtige Schottertragschicht eingebaut. Mit Bauende werden die Tragschichten 
und das Vlies vollständig rückgebaut. 

Erläuterung: 

Dies gilt auch für Standorte für weitere dauerhaft zu errichtende Bauwerke wie Strom-
speicher, Geräteschuppen o.ä.. 

Alternative:  

Sind die dauerhaft in Anspruch zu nehmenden Flächen frühzeitig bekannt, so kann das 
überschüssige Oberbodenmaterial direkt im Umfeld der Flächen vor der Grünlandein-
saat aufgebracht werden (max. 20 cm Mächtigkeit). Dies sollte jedoch in Bereichen 
erfolgen, die beim späteren Bau der Anlage nicht stark befahren werden (Bereiche un-
ter den künftigen Solarmodulen). 
 

Alternative: 

Auf eine Tragschicht kann verzichtet werden, wenn es sich, wie bereits unter „Fahr-
wege“ beschrieben, um flachgründige Böden handelt, deren Oberboden abgeschoben 
und zwischengelagert werden kann. 

Kabelgräben 

Die Kabelgräben werden bei trockenen Bodenverhältnissen mit Kleinbaggern mit Ket-
tenlaufwerken ausgehoben, wobei das Unter- und Oberbodenmaterial getrennt seitlich 
gelagert wird. Nach Einzug des Kabels wird dies eingesandet und danach der Graben-
aushub horizontweise wieder eingebaut und mit dem Baggerlöffel nur leicht ange-
drückt. Nach Fertigstellung der Kabeltrassen werden die rückverfüllten Gräben zeitnah 
mit der o.g. Grünlandmischung eingesät.  

Erläuterung: 

Die Kabelgräben sind so zu planen und anzulegen, dass seitlich der Gräben genügend 
Fläche vorhanden ist, um das Aushubmaterial getrennt nach Ober- und Unterboden 
abzulegen, um unnötige und zusätzliche Befahrungen und die Anlage von Zwischen-
lagerflächen zu vermeiden. 
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Nachsorgende Maßnahmen 

Nach Beendigung der Baumaßnahmen wird die Fläche von einer fachkundigen Person 
begangen, um festzustellen, ob Bereiche vorhanden sind, die Verdichtungen aufwei-
sen. Dies erfolgt ggf. in Zusammenarbeit mit der Unteren Bodenschutz- und Altlasten-
behörde. Werden Verdichtungen festgestellt und besteht die Möglichkeit in diesen Be-
reichen Lockerungsmaßnahmen durchzuführen, werden diese mit geeignetem Gerät 
(z.B. Egge, Grubber) gelockert und anschließend eine Nachsaat vorgenommen, sobald 
es Jahreszeit und Witterung zulassen. 
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Anhang 
 
Bodenschutzplan 
 

 
 
 
 
Tabelle 2 aus DIN 19639 

 
 

Legende  
 

 Bereitstellungsfläche (temporär befestigt) 
 

Bestehende Wiesenwege Herstellung der 
Befahrbarkeit durch Baggermatten 

 
Fläche für Transformator 
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM STUTTGART 

STABSSTELLE ENERGIEWENDE, WINDENERGIE UND KLIMASCHUTZ 

Regierungspräsidium Stuttgart · Postfach 80 07 09 · 70507 Stuttgart 

   

IFK-Ingenieure 

Eisenbahnstraße 26 

74821 Mosbach 

 

Nur per Email: info@ifk-mosbach.de 

 

 

Stuttgart 21.02.2025 

Name 

Durchwahl 

Aktenzeichen RPS-StEWK-4503-20 / 35   

(Bitte bei Antwort angeben) 

 

 Stellungnahme zum Bebauungsplan „Solarpark Sieben Morgen“ in Schöntal, Gemar-

kung Oberkessach gem. § 4 (1) BauGB 

Ihre E-Mail vom 16.01.2025

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum oben genannten Verfahren. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt hierzu wie folgt Stellung:  

 

I. Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz   
 

(1) Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus Klimaschutzgesichtspunkten von hoher 

Bedeutung. Auch geringe Beiträge sind nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW wich-

tig. Dies trägt der Tatsache Rechnung, dass der Beitrag einzelner Maßnahmen zum 

Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die Klimaschutzziele können nur 

erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen engagiert vorangetrieben 

und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden (vgl. dazu auch Beschluss des 

BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.). 

(2) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu bei-

tragen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 

Baugesetzbuch soll bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des 

Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, 

Baden-Württemberg
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** demografieorientiert

Baden-Württemberg
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als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung 

getragen werden. 

(3) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treibhausgasemissionen in Baden-

Württemberg bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent gegenüber dem Stand 

von 1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 wird über eine schrittweise Minde-

rung Netto-Treibhausgasneutralität („Klimaneutralität“) angestrebt.  

(4) Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist in § 2 des Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetzes (EEG) verankert. Auch gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt 

den erneuerbaren Energien sowie dem Verteilnetzausbau besondere Bedeutung 

zu. Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 

Wärme aus erneuerbaren Energien und der dazugehörigen Nebenanlagen sowie 

die Errichtung, der Betrieb und die Änderung der Stromverteilnetze und der für de-

ren Betrieb notwendigen Anlagen (soweit dies für die Errichtung und den Betrieb 

der Erzeugeranlagen und den Ausbau der Elektromobilität erforderlich ist) liegen 

im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. 

Durch diese gesetzliche Festlegung werden diese Maßnahmen in der Abwägung 

mit anderen Schutzgütern entsprechend ihrer Bedeutung für die öffentliche Sicher-

heit und bei der Verwirklichung des Landesklimaschutzziels höher gewichtet und 

ihnen wird in der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände des Einzel-

falls in den Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen sind.  

Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 4 KlimaG BW sollen insbesondere bei energiebedingten 

Treibhausgasemissionen das Vermeiden und Verringern der Emissionen in erster 

Linie durch Einsparung sowie effiziente Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und 

Speicherung von Energie sowie durch den Ausbau und die Nutzung erneuerbarer 

Energien erreicht werden. Diese Maßnahmen haben besondere Bedeutung, auch 

wenn es sich im Einzelfall um geringe Beiträge zur Treibhausminderung handelt 

(siehe § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass ca. 

90 Prozent der Treibhausgasemissionen energiebedingt sind.  

(5) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW zu erreichen, kommt es 

entsprechend des Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 

und Klimaneutrales Baden-Württemberg 2040“ 1 wesentlich darauf an, sowohl den 

                                            
1 Teilbericht aus dem Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und Klimaneutrales Baden-Württemberg 
2040“, Stand Juni 2022: https://www.zsw-bw.de/fileadmin/user_upload/PDFs/Pressemitteilun-
gen/2022/220624_Teilbericht_Sektorziele_BW.pdf.  

https://www.zsw-bw.de/fileadmin/user_upload/PDFs/Pressemitteilungen/2022/220624_Teilbericht_Sektorziele_BW.pdf
https://www.zsw-bw.de/fileadmin/user_upload/PDFs/Pressemitteilungen/2022/220624_Teilbericht_Sektorziele_BW.pdf
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Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als auch den Ausbau der erneuerbaren 

Energien in allen Bereichen deutlich voranzutreiben. 

Bei der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien bedarf es einer Erhöhung 

des Anteils an der Bruttostromerzeugung von 35,9 Prozent im Jahr 20222 (erste 

Abschätzung) auf 82 Prozent im Jahr 2030 (das entspricht mehr als einer Verdopp-

lung innerhalb von weniger als zehn Jahren) und auf 98 Prozent im Jahr 2040. 

Bezogen auf die Potenziale in Baden-Württemberg kommt dabei dem Ausbau der 

Stromerzeugung durch Photovoltaikanlagen neben dem Ausbau der Windkraft eine 

Schlüsselrolle zu. Der Anteil an der Bruttostromerzeugung soll entsprechend des 

Zielszenarios bis zum Jahr 2030 auf 41 Prozent anwachsen. Die installierte Erzeu-

gungsleistung aus Photovoltaik wird im genannten Energieszenario für das Jahr 

2030 in einer Größenordnung von über 24.000 MW veranschlagt. Im Jahr 2022 

betrug die installierte Erzeugungsleistung aus Photovoltaik in Baden-Württemberg 

8.314 MW3. 

Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs für die Stromerzeugung durch Photo-

voltaik das Zielszenario zugrunde, so ist in den nächsten Jahren eine deutliche 

Steigerung der Zubauraten von Nöten. Im Zielszenario wird im Zeitraum von 2022 

bis 2025 ein mittlerer jährlicher Bruttozubau von 1150 MW angenommen, zwischen 

2026 und 2030 von jährlich 2530 MW sowie im Zeitraum von 2031 bis 2040 von 

2750 MW pro Jahr. Der größere Anteil soll dabei durch Photovoltaikanlagen an 

Gebäuden erzeugt werden. Die Bedeutung von Freiflächenanlagen nimmt jedoch 

im Zeitablauf stetig zu. Das EEG sieht als Standorte für Solarparks im Wesentli-

chen Konversionsflächen und Seitenrandstreifen entlang von Autobahnen und 

Schienenwegen vor. Mit der Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO) hat Baden-

Württemberg von der Länderöffnungsklausel auf Grundlage des EEG Gebrauch 

gemacht und Flächen für jährlich maximal 500 MW PV-Freiflächenanlagen auf 

Acker- und Grünland in benachteiligten Gebieten geöffnet. In § 21 KlimaG BW 

wurde zudem ein Landesflächenziel für Freiflächen-Photovoltaik von mindestens 

0,2 Prozent festgelegt. Somit sollen unter Ausnutzung der sehr guten solaren Ein-

strahlungswerte in Baden-Württemberg große Freiflächenanlagen im innerdeut-

schen Wettbewerb wettbewerbsfähig gemacht werden und damit zum Erreichen 

                                            
2 Erneuerbare Energien in Baden-Württemberg 2022, – Erste Abschätzung, April 2023 –, Stand April 
2022: https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Doku-
mente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Energie/Erneuerbare-Energien-2022-erste-Abschaet-
zung-barrierefrei.pdf  

3 siehe Fußnote 2 

https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Energie/Erneuerbare-Energien-2022-erste-Abschaetzung-barrierefrei.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Energie/Erneuerbare-Energien-2022-erste-Abschaetzung-barrierefrei.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Energie/Erneuerbare-Energien-2022-erste-Abschaetzung-barrierefrei.pdf
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der Klimaschutzziele beitragen. Gleichzeitig soll eine übermäßige Beanspruchung 

von landwirtschaftlich oder natur-schutzfachlich wertvollen Flächen verhindert wer-

den. 

(6) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissionsarm. Unter Berücksich-

tigung des gesamten Lebenszyklus (Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovol-

taiknutzung zu einer Treibhausgasminderung in einer Größenordnung von rund 

682 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde Strom.4 

Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der 

mit der heute installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuer-

baren Energien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benö-

tigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit Blick auf die 

Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der 

Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene sowie auf Landesebene 

außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu 

vermindern, da die kumulierte Menge der klimawirksamen Emissionen entschei-

dend für die Erderwärmung ist (siehe dazu Beschluss des BVerfG vom 24. März 

2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).  

(7) Mit der Planung eines Sondergebiets Photovoltaik mit einer Größe von ca. 4,6 ha 

soll die planungsrechtliche Grundlage für die spätere Errichtung einer Freiflächen-

photovoltaik-Anlage geschaffen werden. Hierdurch wird ein wirksamer Beitrag zum 

Klimaschutz geleistet, sodass das Vorhaben aus Sicht der StEWK weiterhin zu be-

grüßen ist. 

 
Für Rückfragen steht zur Verfügung: 

 StEWK@rps.bwl.de 

 
  

                                            
4 Umweltbundesamt: Emissionsbilanz erneuerbarer Energieträger 2021,  https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/1410/publikationen/2022-12-09_climate-change_50-2022_emissionsbilanz_er-
neuerbarer_energien_2021_bf.pdf 
. 

mailto:StEWK@rps.bwl.de
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2022-12-09_climate-change_50-2022_emissionsbilanz_erneuerbarer_energien_2021_bf.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2022-12-09_climate-change_50-2022_emissionsbilanz_erneuerbarer_energien_2021_bf.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2022-12-09_climate-change_50-2022_emissionsbilanz_erneuerbarer_energien_2021_bf.pdf
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II. Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur 
 

Raumordnung 
 

Aus raumordnerischer Sicht werden keine Bedenken geäußert. 

Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird, ist der 

Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zu ändern. Wir 

gehen davon aus, dass die Änderung des FNP zeitnah betrieben wird. Wir weisen 

darauf hin, dass der Bebauungsplan genehmigungspflichtig ist, wenn der Flächen-

nutzungsplan nach Satzungsbeschluss des Bebauungsplans noch nicht rechtskräf-

tig ist. 

Weiter befindet sich über dem Plangebiet eine Richtfunkstrecke nach PS 4.1.7 (N) 

Regionalplan Heilbronn-Franken 2020, welche als nachrichtliche Übernahme in der 

Raumnutzungskarte dargestellt wird. Wir empfehlen diesbezüglich die weitere Ab-

stimmung mit den Betreibern.  

 
Für Rückfragen steht zur Verfügung: 

 
 
 

III. Abeilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege 
 

Aus denkmalfachlicher Sicht befindet sich das überplante Gebiet im direkten Um-

feld des folgenden Denkmals: 

Obergermanisch-Raetischer Limes - UNESCO-Welterbe mit Schutzzone (ADAB-

Id. 99347867, Listen-Nr. 1, § 2 DSchG BW und Limes-Welterbezone) (s. beigefügte 

Abb. 1) 

Die räumliche Distanz beträgt knapp 160 m. 

Mit der Eintragung als Welterbe haben sich die Vertragsstaaten verpflichtet, Maß-

nahmen durch Gesetze und sonstige Vorschriften auf nationaler und lokaler Ebene 

zu verabschieden, die den Schutz des Gutes vor gesellschaftlichen, wirtschaftli-

chen und anderen Belastungen oder Veränderungen gewährleisten, die nachteilige 
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Auswirkungen auf den außergewöhnlichen universellen Wert (OUV) einschließlich 

der Unversehrtheit und/oder der Echtheit des Gutes haben könnten. 

 

Abb. 1: Welterbezone und Limes im Bereich der Planungsfläche. 

Obgleich das Plangebiet außerhalb der kartierten Denkmalfläche liegt regen wir 

folgende Aspekte an und empfehlen eine Umsetzung im Rahmen der Planungen 

und im Vorfeld der später folgenden Baumaßnahmen: 

1. Bei Welterbestätten ist allerdings auch die visuelle Integrität des Denkmals zu 

beachten. Insbesondere in Bereichen, in denen Einzelbestandteile des ORL 

landschaftsprägend wirken, sind gemäß dem Managementplan des ORL Ziff. 

2.33 Pufferzonen einzurichten. Bauliche Veränderungen müssen in genügend 

großem Abstand stehen, um die Erlebbarkeit nicht zu stören, respektive die Si-

tuation unglaubwürdig erscheinen zu lassen. Dies ist besonders bei archäolo-

gischen Denkmälern, die meist unter der Erde liegen immanent. Wenig südlich 
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der geplanten Fläche befindet sich ein solcher Ort, wo der Limes über die Jahr-

hunderte hinweg und auch heute noch Gemeinde- und Landesgrenzen mar-

kiert.  

Der geplante Solarpark liegt nicht direkt in der Sichtachse der beiden obertägig 

erhaltenen Limesreste, jedoch sehr nahe daran.  

Fazit: Es wird empfohlen zum Schutz des Welterbes und der visuellen Integri-

tät die Anlage möglichst weit nach Osten und somit von der Sichtachse weg 

umzuplanen. 

2. Bei der Erfassung des Limes wurden meist die in der Archäologie üblichen Me-

thoden der Voruntersuchungen genutzt und dabei stellenweise festgestellt, 

dass der bislang skizzierte Verlauf des Limes von den modern erhobenen Daten 

abweicht. Der reale Limesverlauf kann darum wie in Kleindeinbach 70 m oder 

mehr neben dem eingetragenen Verlauf liegen (siehe: A. Schaflitzl/P. Mertl, Den 

Limes geknickt und gebogen – Neue Erkenntnisse zum Limesverlauf in Kleind-

einbach und Herlikofen. In: AA 2023, Seite 158-162). Auch in Oberkessach sind 

die Wachtürme WP 8/4 und WP 8/42 nicht in ihrer Lage bekannt. Aufgrund des 

Fortschrittes der archäologischen Prospektion besonders in der Entwicklung ih-

rer Methoden sieht der Managementplan eine ständige Überprüfung der Aus-

dehnung der Welterbestätte vor (Managementplan ORL 2019-2023, Ziffer 2.2.5, 

3.3.1.). Vor allem geophysikalische, zerstörungsfreie Untersuchungsmethoden 

werden dabei eingesetzt. Der Managementplan sieht das besonders in den Be-

reichen vor, wo die Ausdehnung des Limes nicht genau bekannt ist (Manage-

mentplan ORL 2019-2023, Ziffer 10.2.12.).  

Fazit: Um Planungssicherheit zu bekommen empfiehlt es sich im Vorfeld der 

Planung den Limesabschnitt mit terrestrischen geophysikalischen Methoden 

durch eine Fachfirma untersuchen zu lassen. Sollte sich der Limes oder Teile 

davon in der prospektierten Fläche eindeutig auffindbar sein erübrigt sich eine 

weiterführende Untersuchung der Fläche des Solarparks und Umplanungen im 

kleineren Umfang wären zielführend. Falls das Ergebnis negativ ausfällt wäre 

abzustimmen, ob weitere Untersuchungsmrthoden anzuwenden sind, z. B. ein 

Sondageschnitt. Bei der Wahl der geeigneten Methoden berät das Limes-Infor-

mationszentrum Baden-Württemberg gerne (andreas.schaflitzl@liz-bw.de) 

gerne. 
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3. Da sich die Fläche der Geplanten Photovoltaikanlage sehr nahe am Limes be-

findet ist zudem folgendes zu beachten: Die Kernzone des Welterbes ist der 

unbedingt zu schützende Bereich der ehemaligen Bauten. Hier ist zu bedenken, 

dass alle Maßnahmen zu unterlassen sind, welche die Integrität des Denkmals 

gefährden oder gefährden können. Hier dürfen also keine Baulager und Bau-

wege angelegt oder Versorgungsleitung eingebracht werden. Dies gilt auch 

während des Betriebes: Für Wartungsmaßnahmen oder sonstigen Arbeiten darf 

der Limes im Feld-, Flur- und Waldbereich abseits der gegebenen Verkehrs- 

und Feldwege nicht überfahren werden. Zudem dürfen bei etwaigen Störfällen 

und deren Behebung keine Gefährdung des Denkmals entstehen. Abstände 

sind hierzu genügend groß zu wählen. Auch der spätere Rückbau der Anlagen 

ist zu beachten und darf zu keinen Beschädigungen am Welterbe führen (Keine 

Bodenlockerungsmaßamen im Denkmalbereich). Auch hier sind die Abstände 

zum Denkmal genügend groß zu wählen. 

 

Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sachstand 

keine Anregungen oder Bedenken. 

Bei Rückfragen zur Stellungnahme wenden Sie sich bitte an:  

ToeB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de  

Für fachliche Fragen zum Thema Limes sowie zu den empfohlenen Maßnahmen 

steht zur Verfügung: 

 

Um die Betroffenheit der Denkmalpflege schnellstmöglich prüfen zu können, bitten wir 

zukünftig (neben der Bereitstellung als pdf-Datei) um die Zusendung des Planungsge-

bietes als Vektordaten im Shape-Format (.shp, .shx, .dbf, .prj). 

Wir würden Sie diesbezüglich um eine Bereitstellung der Shapes im Koordinatenrefe-

renzsystem EPSG:25832 UTM 32N bitten sowie um möglichst korrekte Geometrien 

(keine Selbstüberschneidungen oder Überlappungen) im Geometrietyp Polygon oder 

Multipolygon.  

mailto:ToeB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de
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Für Rückfragen steht zur Verfügung: 

 

 

IV. Hinweis:  
 

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses 

zur Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem 

Formblatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bau-

leitplanung/).  

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebe-

ten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der 

Planunterlagen in digitalisierter Form an das Postfach KoordinationBauleitpla-

nung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden ge-

beten, auch den Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen.  

 
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden (StEWK@rps.bwl.de). 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 

 

mailto:KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de
mailto:KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de
mailto:StEWK@rps.bwl.de
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
LANDESAMT FÜR GEOLOGIE, ROHSTOFFE UND BERGBAU 

Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung 9 · 79095 Freiburg i. Br. 

Per E-Mail 
 
IFK-Ingenieure 
Eisenbahnstraße 26 
74821 Mosbach 
info@ifk-mosbach.de 

Datum 14.02.2025 
Name 

Durchwahl 
Aktenzeichen RPF9-4700-126/1/2 

(Bitte bei Antwort angeben) 
 

 Bebauungsplan „Solarpark Sieben Morgen“, Schöntal-Oberkessach; 
hier: Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Ihr Schreiben vom 16.01.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungsvorhaben. 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im Regierungspräsidium 
Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm vorliegenden Informationen und seiner regionalen 
Kenntnisse zu den Aufgabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt werden, wie 
folgt Stellung: 

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 

 Geologie  

Im Untergrund des Plangebietes liegen die Festgesteinseinheiten "Erfurt-Formation 
(Lettenkeuper)" und "Oberer Muschelkalk" vor.  

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte 
von Baden-Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen 
werden. Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die 
geowissenschaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 

Baden-Württemberg

1.1.

https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geola_geo
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/geologie
https://litholex.bgr.de/
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 Geochemie 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-
Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu 
den geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen Informationsportal 
LGRBwissen beschrieben. 

 Bodenkunde 

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Boden-
funktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in 
Form der Bodenkundlichen Karte 1: 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. 
Des Weiteren sollte die Bodenfunktionsbewertung vorzugsweise auf Grundlage 
der Bodenschätzungsdaten auf ALK und ALB Basis (2010, vom LGRB vertrieben) 
herangezogen werden, da diese Informationen zu den örtlichen Bodeneigen-
schaften auf Flurstückebene enthalten und somit detaillierter sind als die BK50. 

Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Boden-
schutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden 
Umgang mit Boden zu achten. 

Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Alt-
lastengesetz (LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, 
nicht baulich veränderte oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar 
einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des sparsamen, 
schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der 
weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung 
des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen. Wir 
empfehlen insbesondere das Kapitel 5 und 6 der Arbeitshilfe der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) zu Freiflächenphotovoltaikanlagen 
(FFA) beim Erstellen des Bodenschutzkonzeptes zu berücksichtigen. Neben der 
Beschreibung der Bodenschutzmaßnahmen für die Planfläche raten wir die 
notwendigen Kabelverlegungen, die öfters auch außerhalb der Betriebsfläche 
stattfinden, bereits im Bodenschutzkonzept mit zu berücksichtigen. 

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschuss-
massen entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschafts-
gesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallverwertungskonzept auf eine höchstmögliche 

1.2.

1.3.

https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_hw_geo
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/geologie/geogene-grundgehalte-hintergrundwerte-der-petrogeochemischen-einheiten-baden-wuerttembergs
https://maps.lgrb-bw.de/
https://www.labo-deutschland.de/documents/LABO-Arbeitshilfe_FFA_Photovoltaik_und_Solarthermie.pdf
https://www.labo-deutschland.de/documents/LABO-Arbeitshilfe_FFA_Photovoltaik_und_Solarthermie.pdf
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Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die Bodenfunktionen im 
größtmöglichen Umfang zu erhalten. 

Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt werden, 
welche konkreten bodenschutzfachlichen Vorgaben umzusetzen sind. 

2. Angewandte Geologie 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. 
geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeo-
logischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 

 Ingenieurgeologie 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der 
folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind nicht auszuschließen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offene 
bzw. lehmerfüllte Spalten) werden objektbezogene, dem Bauvorhaben angemes-
sene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 Hydrogeologie 

Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. dem Hydrogeolo-
gischen Kartenwerk des LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRB-
wissen entnommen werden. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch 
das LGRB statt. 

2.1 .

2.2.

https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geola_hyd
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie


- 4 - 

 

 Geothermie  

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen 
Untergrundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächennahe Geothermie 
für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste Informationen 
(Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des 
Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie 
vor Verwendung des Informationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis. 

 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

3. Landesbergdirektion 

 Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden 
Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen 
Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 

Allgemeine Hinweise 

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologie-
datengesetz (GeolDG) 

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach 
den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht 
gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal 
zur Verfügung. 

2.3.

2.4.

https://isong.lgrb-bw.de/
https://anzeigeportal.lgrb-bw.de/


- 5 - 

 

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet  

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen 
können fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen 
werden. Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.  

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.   

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite Datenschutz-
erklärungen unter dem Titel: 
9-01F: Allgemeine Datenschutzerklärung des LGRB (pdf, 182 KB)  
Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

https://www.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope
https://www.lgrb-bw.de/sites/default/files/download_pool/rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/9-01F.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/9-01F.pdf



